


4. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden 

Betrags vorläufig vollstreckbar.

Beschluss

Der Streitwert wird auf 21.444,89 € festgesetzt.

Tatbestand

Die Klagepartei begehrt gegen die Beklagte im Wege des Schadensersatzes die Rückabwicklung 

eines Kaufvertrags über einen PKW.

Die Klagepartei erwarb am 03.08.2009 von der  aus dem Tenor zu 1. 

ersichtliche Fahrzeug Skoda Octavia TDI zu einem Kaufpreis von 21.444,89 € als Neufahrzeug. 

Das Fahrzeug wurde mit einem Dieselmotor des Typs EA189 ausgestattet, welchen die Beklagte 

hergestellt hat. Das Fahrzeug wurde der Klagepartei nachfolgend übergeben, der Kaufpreis wur-

de von ihr an den Verkäufer gezahlt.

In Ad-hoc- bzw. Pressemitteilungen vom 20.09.2015 und 22.09.2015 hat der Vorstandsvorsitzen-

de der Beklagten, Dr. Martin Winterkorn, eingeräumt, dass auf den durch die Beklagte hergestell-

ten Motoren des Typs EA189 eine Software mit Umschaltlogik installiert sei, abhängig davon, ob 

das Fahrzeug in einem Testlabor den sog. „Neuen Europäischen Fahrzyklus (NEFZ), Modus 1, 

durchfährt oder auf der Straße betrieben wird, Modus 0. Nachfolgend hat die Beklagte ein Soft-

ware-Update dazu bereit gestellt, welches dazu führt, dass im Straßenverkehr ausschließlich 

noch ein adaptierter Modus 1 zur Anwendung kommt.

Mit Schreiben ihres anwaltlich Bevollmächtigten vom 09.05.2019 (Anlage K4) hat die Klagepartei 

die Beklagte aufgefordert, ihr binnen 30 Tagen den o.g. Kaufpreis Zug um Zug gegen Übereignung 

und Übergabe des Fahrzeuges zu erstatten. 

Die Klagepartei behauptet, das Fahrzeug habe im Hinblick auf die Abgasreinigung über eine ver-

steckte Software, eine sog. „Abschalteinrichtung“ verfügt, die erkennen könne, ob das Fahrzeug 
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in einem Testlabor oder auf der Straße betrieben werde. Wenn sie einen Testzyklus erkenne, än-

dere sie die Abgasreinigung, um die Emissionen in Übereinstimmung mit den geltenden Normen 

zu bringen. Außerhalb des Testzyklus senke die Software die Emissionskontrolle, was zu 

NOx-Emissionen weit über die zulässigen Grenzen hinaus führe. 

Die Klagepartei behauptet, die Wirksamkeit des Updates sei umstritten, ferner besitze das Fahr-

zeug danach einen schnelleren Verschleiß, die Lebenserwartung des Fahrzeugs sei reduziert. 

Zudem hätten Fahrzeuge der gleichen Fahrzeugklasse wie das streitgegenständliche Fahrzeug 

auf dem Markt für den Wiederverkaufsfall eine allgemeine Wertminderung erlitten.

Die Klagepartei trägt vor, dass sie spätestens zum 13.06.2019 zum Klageregister der am Ober-

landesgericht Braunschweig unter dem Az. 4 MK 1/18 gegen die Beklagte anhängigen Muster-

feststellungsklage angemeldet gewesen sei und von diesem am 25.09.2019 wieder abgemeldet 

worden sei.

Die Klagepartei argumentiert, da die Wirksamkeit des Updates umstritten sei, stelle es daher für 

sie keine Schadensbehebungsmaßnahme dar.

Die Klagepartei beantragt zuletzt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, Zug um Zug gegen Übereignung und Übergabe des 

Fahrzeugs der Marke Skoda Octavia Combi 1.6 TDI mit der Fahrgestellnummer 

 an die Klagepartei 21.444,89 Euro nebst Zinsen in Höhe 

von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 03.08.2009 zu zahlen.

2. Die Beklagte wird verurteilt, die Klagepartei von den vorgerichtlichen Rechtsan-

waltskosten des Herrn Rechtsanwalt Andreas H. Paul, Im Steinigen Graben 28a, 

63571 Gelnhausen, in Höhe von 1.789,76 Euro nebst Zinsen hieraus in Höhe von 

5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechtshängigkeit freizu-

stellen.

3. Es wird festgestellt, dass sich die Beklagte mit der Annahme des Fahrzeugs in An-

nahmeverzug befindet.

4. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.
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Hilfsweise beantragt die Klagepartei:

1. Die Beklagte wird verurteilt, einen in das Ermessen des Gerichts zu stellenden 

Schadensersatz in Höhe von mindestens 4.288,98 Euro an die Klagepartei zu zah-

len.

2. Es wird festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet ist, der Klagepartei alle Schä-

den zu ersetzen, die dieser im Zusammenhang mit dem Kauf des hier streitgegen-

ständlichen Fahrzeugs entstanden sind und zukünftig entstehen werden.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte erklärt, die eingebaute Software stelle keine sog. „Abschalteinrichtung“ dar, da sie 

erstens nicht auf das Emissionskontrollsystem einwirke, sondern dazu führe, dass Abgase beim 

Durchfahren des NEFZ (Neuer Europäischer Fahrzyklus) in den Motor zurückgeführt würden, be-

vor sie überhaupt das Emissionskontrollsystem erreichten und zweitens nicht im realen Fahrbe-

trieb auf das Emissionskontrollsystem einwirke. Die Software kenne zwei unterschiedliche Be-

triebsmodi, die die Abgasrückführung steuerten. Im NOx-optimierten Modus 1, der im NEFZ aktiv 

sei, komme es zu einer höheren Abgasrückführungsrate. Unter Fahrbedingungen, die im norma-

len Straßenverkehr vorzufinden seien, sei der partikeloptimierte Modus 0 aktiv. Das Fahrzeug be-

finde sich im normalen Straßenverkehr durchgehend im Modus 0. Nach der Installation des Soft-

ware-Updates werde das Fahrzeug nur noch im adaptierten Modus 1 betrieben, der bisher im Ur-

sprungs-Modus 1 praktisch ausschließlich in Prüfsituationen aktiv gewesen sei. 

Die Beklagte bestreitet, dass eines ihrer Vorstandsmitglieder im Zeitpunkt des Kaufs des Fahr-

zeugs durch die Klagepartei Kenntnis von der auf dem Motor des Typs EA189 installierten streit-

gegenständlichen Software gehabt habe. 

Durch das vom KBA genehmigte Software-Update würden keine technischen Nachteile, insbe-

sondere höheren Kraftstoffverbrauch, höhere CO2-Werte oder Reduzierung der Lebensdauer für 

das Fahrzeug der Klagepartei entstehen.

Die Beklagte macht Verjährung geltend. Sie trägt hierzu vor, dass sie ab dem 22.09.2015 die Öf-

fentlichkeit darüber informiert habe, dass in den Fahrzeugen eine Software installiert sei, die zu 
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Abweichungen der Abgaswerte zwischen Prüfstand- und realem Fahrbetrieb führe. Sie benennt 

sodann eine Vielzahl von (insbesondere Online-) Medien, die hierüber berichtet hätten und trägt 

vor, es liege außerhalb jeden Lebenswahrscheinlichkeit, dass die Klagepartei diese Berichterstat-

tung nicht noch im Jahr 2015 wahrgenommen habe. Auch habe sie Anfang Oktober 2015 eine In-

ternetseite freigeschaltet, unter welcher Interessierte durch Eingabe einer Fahrzeugidentifikati-

onsnummer (FIN) hätten herausfinden können, ob ihr Fahrzeug konkret betroffen sei. Mindestens, 

argumentiert die Beklagte weiter hätte die Klagepartei noch im Jahr so Kenntnis erlangen können 

und müssen, dass das streitgegenständliche Fahrzeug konkret von der Software betroffen ist. Et-

waige Ansprüche seien daher mit Ablauf des 31.12.2018 verjährt.

Auf den schriftsätzlichen Parteivortrag inklusive jeweiliger Anlagen und das Terminsprotokoll wird 

Bezug genommen.

Auf Anordnung des Gerichts hat die Klagepartei ein Lichtbild vom Kilometerstand des Fahrzeugs 

von 194.049 km vorgelegt, welches in Augenschein genommen wurde. Dieser wurde von den 

Parteien unstreitig gestellt. 

Entscheidungsgründe

Die Klage ist zulässig und in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang begründet. Im Übrigen ist 

die Klage unbegründet. Auf die Hilfsanträge kam es mangels Bedingungseintritts nicht mehr an. 

A.  – Zulässigkeit 

Die örtliche Zuständigkeit des Landgerichts Nürnberg-Fürth insbesondere ergibt aufgrund rügelo-

ser Einlassung durch die Beklagte. 
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B. – Begründetheit

I.

1.

Der Klagepartei steht hingegen gegen die Beklagte ein Schadensersatzanspruch aus §§ 826, 31 

BGB zu. 

a)

Die Beklagte hat der Klagepartei gem. § 826 BGB in einer gegen die guten Sitten verstoßenden 

Weise vorsätzlich Schaden zugefügt. 

Sittenwidrig ist ein Verhalten, das nach seinem Gesamtcharakter, der durch umfassende Würdi-

gung von Inhalt, Beweggrund und Zweck zu ermitteln ist, gegen das Anstandsgefühl aller billig 

und gerecht Denkenden verstößt. Dafür genügt es im Allgemeinen nicht, dass der Handelnde ei-

ne Pflicht verletzt und einen Vermögensschaden hervorruft. Vielmehr muss eine besondere Ver-

werflichkeit seines Verhaltens hinzutreten, die sich aus dem verfolgten Ziel, den eingesetzten Mit-

teln, der zutage getretenen Gesinnung oder den eingetretenen Folgen ergeben kann. Schon zur 

Feststellung der Sittenwidrigkeit kann es daher auf Kenntnisse, Absichten und Beweggründe des 

Handelnden ankommen, die die Bewertung seines Verhaltens als verwerflich rechtfertigen. Die 

Verwerflichkeit kann sich auch aus einer bewussten Täuschung ergeben. Insbesondere bei mit-

telbaren Schädigungen kommt es ferner darauf an, dass den Schädiger das Unwerturteil, sitten-

widrig gehandelt zu haben, gerade auch in Bezug auf die Schäden desjenigen trifft, der Ansprü-

che aus § 826 BGB geltend macht (BGH, Urteil vom 25.05.2020, Az. VI ZR 252/19, BeckRS 2020, 

10555).

In das streitgegenständliche Fahrzeug ist ein von der Beklagten hergestellter Motor (EA 189) ein-

gebaut worden, der eine unzulässige Abschalteinrichtung aufweist. Dies steht fest auf Grund des 

Bescheids des KBA vom 14.10.2015 bzw. 11.12.2015, auf den das KBA in seinem beklagtenseits 

als Anlage vorgelegten Schreiben Bezug nimmt. Zudem stellt ein Programm, das eine auf dem 

Prüfstand erhöhte Rückführung und Verbrennung von Abgasen (Modus 1) bei Fahrten auf öffentli-

chen Straßen abschaltet (Modus 0), eine Konstruktion dar, mit der eine wirksame Kontrolle und 

Einschränkung der im normalen Betrieb zu erwartenden Emissionen (hier: Stickoxide) verhindert 

wird.
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Das Inverkehrbringen eines Fahrzeugs mit der streitgegenständlichen Umschaltlogik unter be-

wusstem Verschweigen der (gesetzwidrigen) Softwareprogrammierung stellt eine konkludente 

Täuschung dar, da der Hersteller mit dem Inverkehrbringen konkludent die Erklärung abgibt, der 

Einsatz des Fahrzeugs sei im Straßenverkehr (OLG Koblenz, NJW 2019, 2237). 

Tatsächlich handelt es sich aber bei der im Fahrzeug des Klägers vorhandenen Einrichtung, die 

bei erkanntem Prüfstandslauf eine verstärkte Abgasrückführung aktiviert, um eine unzulässige 

Abschalteinrichtung nach Art. 5 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 715/2007 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2007 über die Typgenehmigung von Kraftfahrzeu-

gen hinsichtlich der Emissionen von leichten Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen (Euro 5 

und Euro 6) und über den Zugang zu Reparatur- und Wartungsinformationen für Fahrzeuge (ABl. 

L 171 vom 29. Juni 2007 S. 1 ff.; im Folgenden: VO 715/2007/EG) (BGH, Urteil vom 25.05.2020, 

a.a.O.; OLG Koblenz, a.a.O.).

Die Beklagte hat dem KBA bei der Erlangung der (jeweiligen) Typgenehmigungen durch die Ver-

wendung der unzulässigen Abschalteinrichtung vorgespiegelt, das Fahrzeug werde auf dem 

Prüfstand unter den Motorbedingungen betrieben, die auch im normalen Fahrbetrieb zum Einsatz 

kommen. Dadurch hat sie über die Einhaltung der gesetzlichen Abgaswerte getäuscht, um die 

Typgenehmigung auf kostengünstigem Weg zu erhalten (BGH, Urteil vom 25.05.2020, a.a.O.; 

OLG Koblenz, a.a.O.).

Diese Abschalteinrichtung wurde auf der Grundlage einer strategischen unternehmerischen Ent-

scheidung über Jahre hinweg nicht nur im Unternehmen der Beklagten selbst, sondern auch bei 

mehreren Tochterunternehmen in verschiedenen Fahrzeugmodellen durch aktive, im Hinblick auf 

dieses Ergebnis gewollte präzise Programmierung der Motorsteuerungssoftware zur Beeinflus-

sung der Abgasrückführung in die Motorsteuerung eingebaut, wobei bei einer Entdeckung der ver-

wendeten Software eine Betriebsbeschränkung oder -untersagung gemäß § 5 Abs. 1 FZV hätte 

erfolgen können (BGH, Urteil vom 25.05.2020, a.a.O.; OLG Koblenz, a.a.O.).

Die Beklagte hat auf der Grundlage einer für ihren Konzern getroffenen grundlegenden strategi-

schen Entscheidung bei der Motorenentwicklung im eigenen Kosten- und damit auch Gewinnin-

teresse durch bewusste und gewollte Täuschung des KBA systematisch, langjährig und in Bezug 

auf den Dieselmotor der Baureihe EA189 in siebenstelligen Stückzahlen in Deutschland Fahrzeu-

ge in Verkehr gebracht, deren Motorsteuerungssoftware bewusst und gewollt so programmiert 

war, dass die gesetzlichen Abgasgrenzwerte mittels einer unzulässigen Abschalteinrichtung nur 

auf dem Prüfstand eingehalten wurden. Damit ging einerseits eine erhöhte Belastung der Umwelt 
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mit Stickoxiden und andererseits - wie noch im Einzelnen auszuführen sein wird - die Gefahr ein-

her, dass bei einer Aufdeckung dieses Sachverhalts eine Betriebsbeschränkung oder -untersa-

gung hinsichtlich der betroffenen Fahrzeuge erfolgen könnte. Ein solches Verhalten ist im Verhält-

nis zu einer Person, die eines der bemakelten Fahrzeuge in Unkenntnis der illegalen Abschaltein-

richtung erwirbt, besonders verwerflich und mit den grundlegenden Wertungen der Rechts- und 

Sittenordnung nicht zu vereinbaren. Das gilt auch, wenn es sich um den Erwerb eines Ge-

brauchtfahrzeugs handelt. Die Sittenwidrigkeit ergibt sich aus einer Gesamtschau des festgestell-

ten Verhaltens der Beklagten unter Berücksichtigung des verfolgten Ziels, der eingesetzten Mittel, 

der zutage getretenen Gesinnung und der eingetretenen Folgen (BGH, a.a.O.; OLG Koblenz, 

a.a.O.).

Das Ziel der Beklagten bestand darin, Fahrzeuge kostengünstiger als ihr sonst möglich zu produ-

zieren und damit in einer Erhöhung ihres Gewinns. Ein solches Ziel ist zwar grundsätzlich erlaubt 

und nicht per se verwerflich. Das an sich erlaubte Ziel der Erhöhung des Gewinns wird aber im 

Verhältnis zu dem Käufer eines der betroffenen Fahrzeuge dann verwerflich, wenn es auf der 

Grundlage einer strategischen Unternehmensentscheidung durch arglistige Täuschung der zu-

ständigen Typgenehmigungs- und Marktüberwachungsbehörde des KBA (§ 2 Abs. 1 EG-FGV) er-

reicht werden soll, und dies mit einer Gesinnung verbunden ist, die sich sowohl im Hinblick auf 

die für den einzelnen Käufer möglicherweise eintretenden Folgen und Schäden als auch im Hin-

blick auf die insoweit geltenden Rechtsvorschriften, insbesondere zum Schutz der Gesundheit 

der Bevölkerung und der Umwelt, gleichgültig zeigt. Ein solches Vorgehen verstößt derart gegen 

die Mindestanforderungen im Rechts- und Geschäftsverkehr auf dem hier betroffenen Markt für 

Kraftfahrzeuge, dass ein Ausgleich der bei den einzelnen Käufern verursachten Vermögensschä-

den geboten erscheint. Auch und gerade wenn die Käufer sich keine konkreten Vorstellungen 

über die Rechtsbeständigkeit der Typgenehmigung und die Erfüllung der gesetzlichen Abgas-

grenzwerte machten, war das Inverkehrbringen der Fahrzeuge unter diesen Umständen sitten-

widrig und stand wertungsmäßig einer unmittelbaren arglistigen Täuschung der Käufer gleich 

(BGH, Urteil vom 25.05.2020, a.a.O.). 

Es besteht ferner ein erhebliches Ungleichgewicht im Hinblick auf das bei den Herstellern und 

den Käufern der Fahrzeuge vorhandene (technische) Wissen in Bezug auf die Funktionsweise 

der hergestellten und vertriebenen Fahrzeuge. Arglose Käufer der bemakelten Fahrzeuge muss-

ten daher mangels eigener Möglichkeiten, die Einhaltung der entsprechenden gesetzlichen Vorga-

ben auch nur nachvollziehen, geschweige denn kontrollieren zu können, darauf vertrauen, dass 

die gesetzlichen Vorgaben von der Beklagten eingehalten worden waren; gleichzeitig durften sie 

sich angesichts der die Beklagte nach den genannten Regelungen treffenden Pflichten und insbe-
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sondere im Hinblick auf das Typgenehmigungsverfahren darauf auch verlassen (BGH, Urteil vom 

25.05.2020, a.a.O.).

Der Käufer eines Fahrzeugs setzt – unabhängig davon, ob er das Fahrzeug neu oder gebraucht 

erwirbt – die Einhaltung der entsprechenden Vorgaben arglos als selbstverständlich voraus. Das 

betrifft auch den Gebrauchtwagenkäufer, dessen Fahrzeug bereits über eine Erstzulassung (§ 6 

Abs. 3 Satz 1 FZV) verfügt, bei der die von dem Inhaber der EG-Typgenehmigung für jedes dem 

genehmigten Typ entsprechende Fahrzeug auszustellende Übereinstimmungsbescheinigung 

nach Artikel 18 in Verbindung mit Anhang IX der Richtlinie 2007/46/EG vorgelegen hat, § 6 Abs. 1 

EG-FGV. Die Beklagte machte sich im Rahmen der von ihr bei der Motorenentwicklung getroffe-

nen strategischen Entscheidung, die Typgenehmigungen durch arglistige Täuschung des KBA zu 

erschleichen und die derart bemakelten Fahrzeuge alsdann in Verkehr zu bringen, die Arglosigkeit 

und das Vertrauen der Fahrzeugkäufer gezielt zunutze. Dabei erfolgte das Inverkehrbringen der 

Fahrzeuge gerade mit dem Ziel, möglichst viele der bemakelten Fahrzeuge abzusetzen. Ein sol-

cher Fall steht einer bewussten arglistigen Täuschung derjenigen, die ein solches Fahrzeug er-

werben, gleich. Die Beklagte trifft das Unwerturteil, sittenwidrig gehandelt zu haben, daher gerade 

auch im Hinblick auf die Schädigung aller unwissenden Käufer der bemakelten Fahrzeuge. Diese 

Schädigung stellt die zwangsläufige Folge des Inverkehrbringens der betroffenen Fahrzeuge dar 

und liegt unmittelbar in der Zielrichtung des sittenwidrigen Verhaltens (BGH, Urteil vom 

25.05.2020, a.a.O.). 

b)

Dieses Verhalten ist der Beklagten auch zuzurechnen. 

Mangels hinreichend konkreter Darlegungen der Beklagten ist davon auszugehen, dass der Vor-

stand, ein Mitglied des Vorstands oder ein anderer verfassungsmäßig berufener Vertreter (vgl. § 

31 BGB) der Beklagten die Anordnung traf, die streitgegenständliche Manipulationssoftware in 

den Motor EA 189 einzubauen und dies geheim zu halten. Genauere Feststellungen diesbezüg-

lich sind aufgrund der Besonderheiten der streitgegenständlichen Problematik nicht erforderlich, 

genauerer Vortrag hinsichtlich der bei der Beklagten verantwortlichen Personen kann von der Kla-

gepartei, die Verbraucher ist und keinerlei Kenntnisse über die Strukturen der Beklagten haben 

muss, nicht verlangt werden. Vielmehr ist es allein die Beklagte, die interne Ermittlungen durch-

führen lässt und Auskunft über die handelnden Personen geben könnte, was sie aber weder im 

vorliegenden Verfahren noch in anderen, dem Gericht bekannten gleichgelagerten Fällen tut. Ein 
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Hinweis gemäß § 139 ZPO musste diesbezüglich nicht erfolgen, da die Beklagte mehrfach geäu-

ßert hat, Einzelheiten zu handelnden Personen nicht mitteilen zu wollen. Auch nach Hinweisen 

anderer Gerichte (vgl. LG Offenburg, Urt. v. 12.05.2017, Az. 6 O 119/166, BeckRS 2017, 109841) 

erfolgte kein konkretisierender Vortrag diesbezüglich. Die Beklagte trägt hinsichtlich ihrer Ent-

scheidungsstrukturen im Hinblick auf die streitgegenständliche Problematik die sekundäre Darle-

gungslast, insbesondere hinsichtlich des behaupteten Umstands, dass die Entscheidung unter-

halb der Vorstandsebene getroffen worden sei (vgl. LG Paderborn, Urt. v. 07.04.2017, Az. 2 O 

118/16). Diese Behauptung ist ohne nähere Begründung nicht glaubhaft. Vielmehr spricht bereits 

eine tatsächliche Vermutung dafür, dass eine Entscheidung mit dieser Tragweite (unstreitig sind 

von der streitgegenständlichen Problematik insgesamt mehr als 10 Millionen Fahrzeuge betrof-

fen) nicht unterhalb der Vorstandsebene getroffen werden konnte. Hinzu kommt, dass angesichts 

der lange bekannten technischen Problematik, die Euro 5-Norm erfüllen zu müssen, ohne dass 

es gleichzeitig zu (nachteiligen) Leistungsänderungen oder Motorschäden kommt, für den Vor-

stand der Beklagten ein deutlicher Anlass zu einer genaueren Überprüfung der Abläufe in ihrem 

eigenen Unternehmen bei der Herstellung der Motoren bestanden hätte, als aus Sicht der für die 

Motorenentwicklung zuständigen Mitarbeiter die Auflösung dieser technischen Problematik auf 

einmal gelungen war (vgl. LG Krefeld, Urt. v. 19.07.2017, Az. 7 O 147/16, BeckRS 2017, 117776). 

Vorliegend handelt es sich bei der Beklagten um einen großen Autokonzern, bei dem die Ent-

scheidungsstrukturen für Außenstehende nicht einsehbar sind, wobei zu berücksichtigen ist, 

dass der Begriff des „verfassungsmäßig berufenen Vertreters“ i.S.d. § 31 BGB weit zu verstehen 

ist, so dass es sich nicht zwingend um ein Vorstandsmitglied handeln muss. Es genügt, dass 

ihm durch die allgemeine Betriebsregelung und Handhabung bedeutsame wesensmäßige Funk-

tionen der juristischen Person zur selbständigen, eigenverantwortlichen Erfüllung zugewiesen 

sind und er die juristische Person insoweit repräsentiert (Palandt/Ellenberger, § 31 BGB, Rn. 6). 

Hinzu kommt, dass auch nach ständiger Rechtsprechung die Frage der Wissenszurechnung von 

Organvertretern der juristischen Personen jedenfalls im Rahmen der Arglist nicht logisch-strin-

gent, sondern nur in wertender Betrachtung zu entscheiden ist (vgl. BGH, NJW 1996, 1339). 

Daraus folgt, dass bereits aufgrund des bestehenden enormen Informationsgefälles zwischen 

den Kunden und der Beklagten diese jedenfalls im Rahmen der sekundären Darlegungslast Er-

gebnisse der internen Ermittlungen vorzutragen hat. Für die Beklagte wäre es möglich, die Ent-

scheidungsstrukturen hinsichtlich der streitgegenständlichen Problematik so nachvollziehbar dar-

zulegen, ohne einzelne Personen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung auszusetzen, dass die 

oben geäußerte tatsächliche Vermutung widerlegt wird. Ein solcher Vortrag fehlt jedoch.
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c)

Der Klagepartei ist durch das sittenwidrige Verhalten der Beklagten ein Schaden entstanden, §§ 

826, 249 Abs. 1 BGB, der in dem Abschluss des Kaufvertrags über das streitgegenständliche 

Fahrzeug liegt. 

Die Beklagte hat die Klagepartei für den Ersatz ihrer Schäden so stellen, wie wenn der auf Grund 

des sittenwidrigen Verhaltens der Beklagten erfolgte Kauf des Fahrzeugs sowie dessen Bezah-

lung, Übergabe und Übereignung unterblieben wären (§ 249 Absatz 1 BGB). 

aa)

Daraus folgt zunächst, dass die Beklagte das Fahrzeug bei Erstattung des gezahlten Kaufprei-

ses zurückzunehmen hat. 

Die Klagepartei hat nachvollziehbar vorgetragen, sie hätte in Kenntnis der Abschalteinrichtung 

den Vertrag nicht geschlossen. In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass es nach 

ständiger Rechtsprechung ausreichend ist, wenn die Täuschung für die Vermögensverfügung 

des Getäuschten zumindest mitbestimmend war, sie muss also nicht alleinige Ursache sein (vgl. 

BGH, NStZ 1999, 558). Selbst wenn die Leistung der Beklagten objektiv werthaltig wäre, wäre ein 

Schaden des Käufers anzunehmen, wenn diese für die Zwecke des geschädigten Kontrahenten 

nicht voll brauchbar ist (vgl. LG Krefeld, a.a.O.). Dies ist vorliegend bereits deshalb der Fall, weil 

durch den Einsatz der Manipulationssoftware und die damit verbundene öffentliche Diskussion 

ein Weiterverkauf des Fahrzeugs nur unter Inkaufnahme eines nicht unerheblichen Preisnachlas-

ses möglich ist, auch nach möglicher Durchführung des Software-Updates. 

Die Beklagte muss die wirtschaftlichen Folgen des Kaufs dadurch ungeschehen machen, dass 

sie den Kaufpreis gegen Herausgabe des PKWs erstattet (vgl. LG Hildesheim, Urt. v. 17.01.2017, 

Az. 3 O 139/16). Die Rechtsfolge des Schadensersatzanspruchs ergibt sich aus §§ 249 ff. BGB 

und entspricht im Ergebnis daher der der Rückabwicklung (vgl. BGH NJW 2011, 1962).
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bb) 

Der der Klagepartei entstandene Schaden, der auch darin liegt, dass die Klagepartei täuschungs-

bedingt zum Erwerb eines so (offenkundig) nicht gewollten Fahrzeugs veranlasst wurde, und die 

damit verbundene Unsicherheit hinsichtlich der Werthaltigkeit des Fahrzeugs würde auch nicht 

nach Durchführung des von der Beklagten entwickelten Software-Updates entfallen. Die (techni-

sche) Tauglichkeit des Software-Updates ist umstritten. Das betrifft vor allem (etwaige) Schäden 

am Motor und dessen dauerhafte Haltbarkeit. Diese Gefahren sind durch die Bestätigung des 

KBA nicht ausgeschlossen. Nach den dortigen Angaben sind für die Fahrzeugklasse auch des 

streitgegenständlichen Fahrzeugs u.a. die Schadstoff- und Geräuschemissionen, unveränderte 

Leistung des Motors sowie Kraftstoffverbrauchswerte überprüft worden. Damit fehlt aber die für 

die Käufer der betroffenen Fahrzeuge entscheidende Aussage, dass auf Grund des Updates kei-

ne Schäden am Motor auftreten und er für die übliche Dauer halten werde. I.Ü. fehlen konkrete 

Angaben dazu, was genau geprüft wurde, also z.B. wie viele Fahrzeuge von einem Fahrzeugtyp, 

welche Vergleichswerte der Prüfung zugrunde lagen etc. Eine Garantie o.ä. hat die Beklagte au-

ßerdem bislang unstreitig nicht abgegeben. Die von der Beklagten inzwischen angebotenen „ver-

trauensbildenden Maßnahmen“ werden nur unter einer Vielzahl von Bedingungen gewährt (dies 

ist aus anderen Verfahren aus dem streitgegenständlichen Themenkomplex gerichtsbekannt), die 

enormes Streitpotential aufweisen und daher auch nicht als Garantie oder garantieähnliche Erklä-

rung angesehen werden können. Eine verlässliche Erklärung der Beklagten, das Software-Update 

werde weder Schäden am Motor auslösen noch dessen Haltbarkeit verkürzen, wurde nicht vorge-

legt. Eine Prüfung durch das KBA diesbezüglich erfolgte offenbar auch nicht, die Prüfung des 

KBA erfolgte nach dem Wortlaut des vorgelegten Schreibens im Hinblick darauf, ob die für die be-

troffenen Fahrzeuge vorgestellte Änderung der Applikationsdaten geeignet sei, die Vorschriftsmä-

ßigkeit der genannten Fahrzeuge herzustellen. Dass durch das Software-Update keinerlei Schä-

den am Fahrzeug entstehen, ist daher nicht sichergestellt. Würde das Software-Update zu Folge-

schäden am Fahrzeug (z.B. Motorschäden, höherer Verbrauch, verminderte Leistung) führen, 

wären dies keine neuen Sachmängel, sondern die Mangelbeseitigung wäre gescheitert, so dass 

es nicht zu einem neuen Gewährleistungsprogramm inkl. Verjährungsneubeginn käme (vgl. 

Reinking/Eggert: Der Autokauf, 13. Aufl., Rn. 692a, m.w.N.). Da es für die Käufer nicht absehbar 

ist, zu welchem Zeitpunkt mögliche Schäden auftreten können (was möglicherweise erst Jahre 

nach dem Software-Update erfolgt), hätten sie im Fall eines späteren Schadenseintritts keine 

Möglichkeit mehr, vom Vertrag zurückzutreten. Hinzu kommt, dass nach BGH-Rechtsprechung 

der Käufer die Darlegungs- und Beweislast dafür trägt, dass es sich um das erneute Auftreten 

des Mangels und nicht um unsachgemäße Behandlung nach erneuter Übernahme durch den 
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Käufer handelt, wenn dies nach vorausgegangener Nachbesserung durch den Verkäufer unge-

klärt bleibt (BGH NJW 2011, 1664, m.w.N.). Auch diesbezüglich besteht daher ein ganz erhebli-

ches Kostenrisiko und auch keine Planungssicherheit für den Kläger. Soweit die Beklagte bean-

tragt, zur Unschädlichkeit des Software-Updates für den Motor des Klägers ein Gutachten eines 

Sachverständigen zu erholen sowie Dirk Neumann als sachverständigen Zeugen zu vernehmen, 

muss die Klagepartei, die zur weiteren Verwendung ihres Fahrzeugs schnelle Gewissheit benö-

tigt, solche sachverständigen Untersuchungen und Erläuterungen erst während eines gerichtli-

chen Verfahrens weder hinnehmen noch abwarten. Es ist auch davon auszugehen, dass die be-

troffenen Fahrzeuge - auch nach der Durchführung des Updates - einen geringeren Wiederver-

kaufswert haben, dies bereits aufgrund der Berichterstattung in den Medien und der auch aktuell 

bestehenden Rechtsunsicherheit z.B. hinsichtlich drohender (Teil)Fahrverbote für Dieselfahrzeu-

ge. 

Dieser Schaden ist auch von dem Vorsatz der für die Beklagte handelnden Personen umfasst. 

cc)

Vom Preis sind die aus der Nutzung des Fahrzeugs vom Zeitpunkt der Übergabe bis zum 

Schluss der mündlichen Verhandlung gezogenen Vorteile abzuziehen, wobei der Abzug der Nut-

zungsentschädigung im Rahmen der Vorteilsanrechnung erfolgt (vgl. BGH NJW 2015, 3160 zur 

Zug-um-Zug-Verurteilung bei fehlender Gleichartigkeit zwischen Ersatzanspruch und Vorteil). 

Das gilt auch für einen Anspruch aus vorsätzlicher sittenwidriger Schädigung gemäß § 826 BGB. 

Zwar wirkt Deliktsrecht auch präventiv. Es ist aber nicht geboten, im Hinblick auf die sich als nütz-

liche Folge aus der Kompensation ergebende Prävention die Vorteilsausgleichung grundsätzlich 

auszuschließen; anderenfalls würde der Ersatzanspruch gemäß § 826 BGB in die Nähe eines 

dem deutschen Recht fremden Strafschadensersatzes gerückt (BGH, Urteil vom 25.05.2020, 

a.a.O.).

Die Nutzungsentschädigung errechnet sich für das streitgegenständliche Fahrzeug aus der Multi-

plikation des Kaufpreises (brutto) mit der von der Klagepartei zurück gelegten Fahrstrecke geteilt 

durch die beim Kauf zu erwartende restliche Laufleistung. Dazu schätzt das Gericht die für das 

Fahrzeug zu erwartende gesamte Laufleistung auf 300.000 km. Dem klägerischen Vortrag zu 

dem für den Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung vorgetragenen Kilometerstand von 194.049 

km ist die Beklagtenseite nicht entgegengetreten. Daraus folgen gezogene Nutzungen von 
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13.871,20 €. Diese sind mit dem zu erstattenden Kaufpreis zu saldieren.

dd)

Die Zinsentscheidung hinsichtlich dieses Anspruchs ergibt sich aus § 288 Abs. 1 BGB, wobei 

Verzugsbeginn bereits mit dem Tattag des vorliegenden Delikts, spätestens also mit dem hier be-

antragten Verzinsungsdatum, unabhängig von einer Mahnung eintritt, da sich dieser Anspruch 

auch aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 263 Abs. 1 StGB ergibt. Gem. § 286 Abs. 2 Nr. 4 BGB ist der 

Verzugseintritt im Falle besonderer Gründe unter Abwägung der beiderseitigen Interessen aus-

nahmsweise auch ohne Mahnung möglich. Um einen solchen besonderen Fall handelt es sich im 

Falle der Geltendmachung von Schäden, die aus einer unerlaubten Handlung beziehungsweise 

einer Schutzgesetzverletzung erwachsen. Der so Handelnde unterfällt nicht dem Schutzzweck 

des § 286 Abs. 1 BGB, der darin besteht, den säumigen Schuldner an seine Zahlungspflicht zu 

erinnern. Dass § 849 BGB eine Verzinsung des zu ersetzenden Betrages ohne Mahnung nur bei 

der Entziehung oder Beschädigung einer Sache eintreten lässt, steht dem nicht entgegen (a.A. 

LG Saarbrücken, BeckRS 2017, 120402), denn § 849 BGB ist insoweit nicht abschließend, son-

dern als Ausfluss eines allgemeinen Rechtsgedankens zu verstehen (BGH NJW-RR 2008, 918; 

Palandt/Grüneberg Rn. 25; MüKoBGB/Ernst BGB § 286 Rn. 70; BeckOK BGB/Lorenz BGB § 286 

Rn. 37).

d)

Der Anspruch ist auch nicht verjährt. 

Für deliktische Schadensersatzansprüche gilt grundsätzlich die dreijährige Verjährungsfrist der 

§§ 195, 199 Abs. 1 BGB. Verjährungsbeginn ist damit der Schluss des Jahres, in dem (1.) der 

Anspruch entstanden ist und (2.) der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen 

und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen muss-

te. Hinsichtlich des Zeitpunktes der Kenntniserlangung und des Kennenmüssens ist der Schuld-

ner primär darlegungsbelastet. Den Zeitpunkt der Kenntniserlangung und des Kennenmüssens 

trägt die Beklagte aber bereits nicht schlüssig vor. Weder trägt sie vor, dass die Klagepartei tat-

sächlich positive Kenntnis der Klagepartei von den technischen Abläufen der Umschaltlogik der 
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Software (in Grundzügen) und davon, dass diese tatsächlich auch in ihrem Fahrzeug vorlag, hat-

te, noch ist ihr Vortrag schlüssig, dass die Klagepartei hiervon Kenntnis hätte haben müssen. 

Das wäre etwa der Fall, wenn die Beklagte die Klagepartei als Halter konkret und individuell ange-

schrieben und über die streitgegenständliche Motorsteuerungssoftware und deren Umschaltlogik 

informiert hätte.

Die bloße im September 2015 erfolgte ad-hoc-Mitteilung, wie sie im Wertpapierhandelsgesetz 

(WpHG) geregelt war und zwischenzeitlich auf der in der europarechtlichen Marktmissbrauchs-

verordnung (MMVO) beruht, begründet eine Kenntnis oder Kennenmüssen des Käufers ebenso 

wenig wie die nachfolgende allgemeine Berichterstattung hierüber in den Medien. Dem Eigentü-

mer oder Halter eines Fahrzeugs obliegt nämlich nicht, sich nach Erwerb noch laufend über die 

Zulassungsfähigkeit seines Fahrzeugs zu informieren. Auch obliegt ihm/ihr nicht, im Übrigen all-

gemeine Nachrichten zu konsumieren und hieraus Rückschlüsse über die Zulassungsfähigkeit 

seines in der Vergangenheit erworbenen Fahrzeugs zu schließen. Zwar mag die allgemeine De-

batte über die Thematik per se sehr breit geführt worden sein. Der Eigentümer oder Halter eines 

Fahrzeugs verstößt jedoch nicht gegen eine allgemein übliche Sorgfalt in eigenen Angelegenhei-

ten, wenn er sich von der allgemeinen Nachrichtenlage abkoppelt. Eine Obliegenheit zum Nach-

richtenkonsum würde insoweit auch gegen das Grundrecht auf freie Persönlichkeitsentfaltung 

(Art. 2 Abs. 1 GG) verstoßen. 

Auch ist der klagegegenständliche Anspruch nicht unter dem Gesichtspunkt der absoluten Verjäh-

rungsfrist gem. § 199 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BGB, also zehn Jahre nach Anspruchsentstehung ver-

jährt. Zwar ist der Anspruch mit Kaufertragsschluss am 03.08.2009 entstanden. Noch vor Ablauf 

der der Zehn-Jahres-Frist, nämlich spätestens zum 13.06.2019 hat die Klagepartei ihren An-

spruch zum Klageregister der damals am Oberlandesgericht Braunschweig unter dem Az. 4 MK 

1/18 gegen die Beklagte anhängigen Musterfeststellungsklage angemeldet. Durch Erhebung die-

ser Musterfeststellungsklage und Anmeldung des Anspruchs zum Klageregister wurde die Ver-

jährung gem. § 204 Abs. 1 Nr. 1a BGB gehemmt. 

Der Umstand, dass die Klagepartei vom Klageregister bereits am 25.09.2019 wieder abgemeldet 

wurde, schließt eine Verjährungshemmung nicht unter dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben 

(§ 242 BGB) wegen Missbrauchs des Instruments der Musterfeststellungsklage aus. Der Schuld-

nerschutz unter Berücksichtigung von Treu und Glauben gebietet eine derartige Auslegung des § 

204 BGB nicht. § 204 Abs. 1 BGB bietet dem Gläubiger die Wahl zwischen verschiedenen Instru-

menten der Rechtsverfolgung. Eine Absicht des Gesetzgebers, die Möglichkeiten des Gläubigers 

einzuschränken, von einem einmal gewählten Instrument der Rechtsverfolgung auf ein anderes 
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zu wechseln, ist nicht erkennbar. 

2.

Der klägerische Antrag auf Feststellung von Annahmeverzug ist hingegen unbegründet, da sich 

diese mit der Rücknahme des Fahrzeugs nicht gemäß § 293 BGB in Annahmeverzug befindet. 

Mit dem vorgerichtlichen Schreiben der anwaltlich Bevollmächtigten der Klagepartei an die Be-

klagte mit der Aufforderung zur Erstattung des gesamten  Kaufpreises Zug-um-Zug gegen Über-

eignung und Übergabe des PKWs und dementsprechend auch mit dem angekündigten Antrag 

aus der Klageschrift hat die Klagepartei der Beklagten die Übergabe und Übereignung des Fahr-

zeugs nicht zu den Bedingungen angeboten, von denen sie diese im Hinblick auf den im Wege 

der Vorteilsausgleichung geschuldeten und vom Kaufpreis in Abzug zu bringenden Nutzungser-

satz hätte abhängig machen dürfen. 

Die Klagepartei hat hier durchgängig die Zahlung eines deutlich höheren Betrags verlangt, als sie 

hätte beanspruchen können. Ein zur Begründung von Annahmeverzug auf Seiten der Beklagten 

geeignetes Angebot ist unter diesen Umständen nicht gegeben (BGH, Urteil vom 25.05.2020, 

a.a.O.).

3.

Der Klagepartei steht gegen die Beklagte ferner kein Anspruch auf Freistellung hinsichtlich der 

beantragten vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten zu. 

Beklagtenseits wurde insofern zu Recht die Aktivlegitimation bestritten. Aus dem Umstand, dass 

der Kostenvorschuss vor Klagezustellung durch die HUK Coburg Versicherung einbezahlt wurde, 

ergibt sich, dass die Klagepartei rechtsschutzversichert ist. Gemäß § 86 VVG gehen Schadens-

ersatzansprüche auf die Rechtsschutzversicherung über. Der Klagepartei fehlt insoweit auch hin-

sichtlich eines Freistellungsanspruchs die Aktivlegitimation. Dass die Klagepartei durch die 

Rechtsschutzversicherung etwa zur Geltendmachung gegenüber der Beklagten ermächtigt wor-
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den ist, trägt die Klagepartei nicht vor.

Ein Hinweis gem. § 139 ZPO konnte insoweit unterbleiben, da von der Hinweispflicht gem. § 139 

ZPO bloße Nebenforderungen i.S.d. § 4 Abs. 1, 2. Halbs., die den Betrag der Hauptforderung 

nicht übersteigen (Früchte, Nutzungen, Zinsen, Kosten) ausgenommen sind (Musielak/Voit 

ZPO/Heinrich ZPO § 4 Rn. 16).

II.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91, 92 Abs. 1 ZPO und entspricht dem anteiligen Unterlie-

gen der jeweils kostenbelasteten Partei. 

III.

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 709 S. 1, 2 ZPO.

C.

Der Streitwert war entsprechend der klägerseitigen Bewertung des Zahlungsantrags festzuset-

zen. Nebenforderungen bleiben außer Betracht. 

Der Antrag auf Feststellung des Annahmeverzugs hat keinen eigenständigen wirtschaftlichen 

Wert (BGH NJW-RR 2010, 1295; OLG Düsseldorf, Urt. v. 28.10.2016, Az. I-22 U 84/16, BeckRS 

2016, 118018; OLG Naumburg, NJW-RR 2012, 1213).

Rechtsbehelfsbelehrung:

 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 
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Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Oberlandesgericht Nürnberg
Fürther Str. 110
90429 Nürnberg

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde. 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Landgericht Nürnberg-Fürth
Fürther Str. 110
90429 Nürnberg

einzulegen. 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

- auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils 
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geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

gez.

 

Krüger
Richter am Landgericht
 

Verkündet am 13.08.2020

gez.
Riedl, JSekr´in

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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